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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 35. 15040 
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0 935 4 [ ve 
(Nr. 10741.) Geſetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen. Vom f % 

} ae > g 

28. Juli 1906. 18: (2 . 0 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. Ca“ 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Träger der Schullaſt. 
§ 1. 

Die Errichtung und Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen liegt vor— 
behaltlich der beſonderen Vorſchriften dieſes Geſetzes, insbeſondere der darin ge— 
ordneten Beteiligung des Staates an der Aufbringung der Koſten, den bürger— 
lichen Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirken ob. 

Gemeinden (Gutsbezirke) bilden entweder einen eigenen Schulverband oder 
werden behufs Unterhaltung einer oder mehrerer Volksſchulen zu einem gemein— 
ſamen Schulverbande (Geſamtſchulverbande) vereinigt. 

Eine Gemeinde (Gutsbezirk) kann mehreren Geſamtſchulverbänden angehören. 
Sie kann, auch wenn ſie einen eigenen Schulverband bildet, zugleich einem oder 
mehreren Geſamtſchulverbänden angehören. 

Gutsbezirke als Träger der Schullaſten ſowie Geſamtſchulverbände haben 
die Rechte der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
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i 8 2. 
Jede Stadt bildet in der Regel einen eigenen Schulverband. Stadt— 
gemeinden mit mehr als fünfundzwanzig Schulſtellen können mit anderen Ge— 
meinden oder Gutsbezirken nur unter Zuſtimmung aller Beteiligten (Gemeinden, 
Gutsbezirke) zu einem Geſamtſchulverbande vereinigt werden. 
Geſetz⸗Samml. 1906. (Nr. 10741.) 63 
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§ 3. | 
Über die Bildung, Anderung und Auflöfung der Geſamtſchulverbände be— 
ſchließt bei Zuſtimmung der Beteiligten (Gemeinden, Gutsbezirke) nach Anhörung 
des Kreisausſchuſſes, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes die 
Schulaufſichtsbehörde. Bei Widerſpruch von Beteiligten (Gemeinden, Gutsbezirken) 
kann auf Antrag der Schulaufſichtsbehörde die Zuſtimmung durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. 
Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes oder des Bezirksausſchuſſes ſteht 
der Schulaufſichtsbehörde und den Beteiligten binnen zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Provinzialrat zu. 
§4. a 


Über die Vermögensauseinanderſetzung, welche infolge der Bildung, Ande— 


rung oder Auflöſung der Schulverbände notwendig wird, beſchließt die Schul— 


aufſichtsbehörde. Gegen deren Beſchluß ſteht den Beteiligten gegeneinander inner— 
halb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuſſe zu. 


§ 5. 

Die Schulaufſichtsbehörde kann nach Anhörung der beteiligten Schulver— 
bände Schulkinder eines Schulverbandes gaſtweiſe der Schule eines anderen zu— 
weiſen, ſofern dieſer dadurch nicht zur Beſchaffung weiterer Schulräume oder zur 
Vermehrung der Lehrkräfte genötigt wird. 

In gleicher Weiſe und mit dem gleichen Vorbehalte kann aus erheblichen 
Gründen die gaſtweiſe Zuweiſung auch für einzelne Unterrichtsfächer erfolgen. 

Gegen den Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde ſteht den beteiligten Schul- 
verbänden binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten zu, der 
endgültig entſcheidet. 

Die Vergütung für den gaſtweiſen Beſuch iſt von dem Schulverband, 
aus welchem die Zuweiſung erfolgt, zu zahlen. Die Vergütung wird mangels 
einer Vereinbarung der Schulverbände durch den Kreisausſchuß, ſofern eine Stadt 
beteiligt iſt, den Bezirksausſchuß feſtgeſtellt. Gegen den Feſtſtellungsbeſchluß findet 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat ſtatt. Soweit die 
Stadt Berlin beteiligt iſt, trifft die Schulaufſichtsbehörde die Feſtſtellung. Gegen 
deren Entſcheidung findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreit— 
verfahren beim Oberverwaltungsgerichte ſtatt. Bei der Feſtſetzung ſind einerſeits 
die durch die Zuweiſung der Gaſtſchulkinder entſtehenden Mehrkoſten des einen, 
andererſeits die Erſparniſſe des anderen Schulverbandes in Betracht zu ziehen. 

Bei einer erheblichen Veränderung der Verhältniſſe können die Schulver- 
bände mit einjähriger, nur für den Schluß des Etatsjahrs zuläſſiger Kündigung 
von der Vereinbarung zurücktreten. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann 
der Gaſtſchulbeitrag in dem im vorigen Abſatze bezeichneten Verfahren anderweit 
feſtgeſtellt werden. 
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In geeigneten Fällen kann von der Schulaufſichtsbehörde eine Beteiligung 
des Schulverbandes, aus welchem Kinder gaſtweiſe einer anderen Schule zuge— 
wieſen ſind, an der Verwaltung dieſer Schule in der Weiſe angeordnet werden, 
daß der Vorſtand des erſteren ein Mitglied mit beratender Stimme in den Schul⸗ 
vorſtand (Schuldeputation) entſendet. 


§ 6. 

Der Schulverband kann für den Beſuch der Schule durch nicht einheimiſche 
Kinder ein Fremdenſchulgeld verlangen. i 

Als einheimiſch gelten Kinder, welche reichsangehörig ſind und im Schul— 
verband oder im Gaſtſchulbezirke (§ 5) entweder an dem Wohnorte deſſen, 
welchem die Sorge für die Perſon des Kindes obliegt oder oblag, wohnen oder 
von Privatperſonen unentgeltlich in Pflege und Koſt genommen ſind. Das 
Fremdenſchulgeld darf den im Durchſchnitte der drei letzten Rechnungsjahre auf 
jedes Schulkind entfallenden Betrag der dem Schulverband erwachſenen Schul— 
unterhaltungskoſten nicht überſteigen. 

Die Feſtſtellung der Schulgeldſätze unterliegt der Genehmigung der Schul— 
aufſichtsbehörde. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung ſteht der Gemeinde binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung oder Ver— 
anlagung zu dem Fremdenſchulgelde, finden die bezüglich der Heranziehung und 
Veranlagung zu den Gemeindeabgaben geltenden geſetzlichen Vorſchriften An— 
wendung. 


Zweiter Abſchnitt. 


Verteilung der Volksſchullaſten. Schulhaushalt. Baufonds. 
Staats leiſtungen. 


§7. 
In den Gemeinden werden die Schullaften als Gemeindelaſt aufgebracht. 
Die Verpflichtung der nach § 40 Abſ. 1 Nr.! und Abſ. 3 ſowie § 41 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (GeſetzSamml. S. 152) von 
der Gemeindeeinkommenſteuer befreiten Perſonen, zu den Volksſchullaſten beizu— 
tragen, wird durch Geſetz geregelt. 


In den Gutsbezirken werden die Schullaſten vom Gutsbeſitzer getragen. 

Steht ein Gutsbezirk nicht ausſchließlich im Eigentume des Gutsbeſitzers 

oder ſteht innerhalb des Gutsbezirkes einer anderen Perſon als dem Gutsbeſitzer 

ein Erbbaurecht zu oder wohnen im Gutsbezirke Steuerpflichtige, die nicht in 

einem Lohn- oder Dienftverhältniffe zum Gutsbeſitzer ſtehen, ſo ſind auf deſſen 

Antrag die Schullaſten mit der Maßgabe unterzuverteilen, daß die Beitrags- 
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pflicht und das Verfahren den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 152) angepaßt wird. Die näheren Vorſchriften 
hierüber ſind durch ein Statut zu treffen, welches nach Anhörung der Be— 
teiligten vom Kreisausſchuſſe zu erlaſſen iſt und der Beſtätigung durch den Be— 
zirksausſchuß bedarf. 

Auf Antrag des Gutsbeſitzers iſt das Statut wieder aufzuheben. 


§ 9. 

In Geſamtſchulverbänden erfolgt die Verteilung der Schulunterhaltungs— 
laſten auf die den Verband bildenden Kommunalverbände zur einen Hälfte nach 
Verhältnis der Zahl der die Schule des Geſamtſchulverbandes aus den Gemeinden 
Gutsbezirken) beſuchenden Kinder, zur anderen Hälfte nach dem Verhältniſſe des 
Steuerſolls dieſer Gemeinden (Gutsbezirke), welches der Kreisbeſteuerung zu Grunde 
zu legen iſt, wobei indeſſen die Grund- und Gebäudeſteuer nur zur Hälfte ihrer 
umlagefähigen Höhe und die fingierten Normalſteuerſätze voll zur Anrechnung 
kommen. 5 
Gehört eine Gemeinde (Gutsbezirk) zu mehreren Geſamtſchulverbänden, fo 
ſind in ihr die Steuern nach den Vorſchriften des Abſ. 1 für jeden Geſamt⸗ 
ſchulverband nur nach Verhältnis der Kinderzahl, welche aus der Gemeinde 
(Gutsbezirk) deſſen Schule beſucht, zur Geſamtzahl der aus der Gemeinde (Guts⸗ 
bezirk) öffentliche Volksſchulen überhaupt beſuchenden Kinder in Anrechnung zu 
bringen. 

0 Die Zahl der Kinder wird für die Verteilung nach Abſ. 1 und 2 nach 
dem Durchſchnitte der am 1. Mai und J. November der letzten drei Jahre die 
Volksſchule beſuchenden Kinder berechnet. Die Feſtſtellung der Verhältniszahl 
erfolgt für drei aufeinanderfolgende Rechnungsjahre. 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden ſinngemäß Anwendung, wenn eine 
Gemeinde (Gutsbezirk), welche für ſich einen Schulverband bildet, gleichzeitig zu 
einem Geſamtſchulverbande gehört. 

Der Kreisausſchuß, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß 
kann in Fällen des Abſ. 1 mit Zuſtimmung der Beteiligten, in den übrigen 
Fällen auf Antrag von Beteiligten eine anderweite Verteilung beſchließen. Die 
mangelnde Zuſtimmung Beteiligter in Fällen des Abſ. 1 kann auf Antrag 
anderer Beteiligter oder der Schulaufſichtsbehörde durch den Kreisausſchuß, wenn 
eine Stadt beteiligt iſt, den Bezirksauſchuß ergänzt werden; durch dieſe Er— 
gänzung darf der Grundſatz, daß die Verteilung der Schulunterhaltungslaſten 
nach der Kinderzahl einerſeits und nach dem Steuerſoll andererſeits erfolgen ſoll, 
nicht ausgeſchloſſen werden. 

810. 

Die Vorſchriften des § 53 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Geje-Samml. S. 152) finden, inſoweit Mehrausgaben für Zwecke des 
öffentlichen Volksſchulweſens in Betracht kommen, zu Guͤnſten der Gutsbezirke 
entſprechende Anwendung. 
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511. 

Für jeden Schulverband iſt in der Regel ein Schulhaushalts-Etat aufzuſtellen 

und eine Schulkaſſe einzurichten. 
§ 12. 

In Gemeinden, welche für ſich einen Schulverband bilden, genügt es, 
wenn der Schulhaushalts Etat in den Gemeindehaushalts - Etat aufgenommen 
wird, und bleibt es der Beſchlußfaſſung der Gemeinde überlaſſen, ob eine be— 
ſondere Schulkaſſe eingerichtet oder ob ihre Geſchäfte durch die Gemeindekaſſe 
wahrgenommen werden ſollen. 

In Gutsbezirken, welche für ſich einen Schulverband bilden, und in Ge— 
ſamtſchulverbänden, welche lediglich aus Gutsbezirken beſtehen, die demſelben Guts— 
beſitzer gehören, und in denen eine Unterverteilung nach § 8 Abſ. 2 nicht ſtatt— 
findet, kann die Aufſtellung eines Schulhaushalts-Etats und die Einrichtung 
einer Schulkaſſe mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde unterbleiben. Die 
Genehmigung kann widerrufen werden. f 


813. 

Die Mittel für kleine bauliche Reparaturen ſind gleich den übrigen 
laufenden Schulunterhaltungskoſten in einer den örtlichen Verhältniſſen ent— 
ſprechenden Höhe in jedem Schulhaushalts-Etat bereitzuſtellen. Hiervon kann 
in den Fällen des § 12 Abſ. 2 mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
Abſtand genommen werden. Die Genehmigung kann widerrufen werden. 


§ 14. 

Jeder Schulverband mit fünfundzwanzig oder weniger Schulſtellen iſt 
verpflichtet, jährlich 60 Mark für die einzige oder erſte, 50 Mark für die zweite, 
40 Mark für die dritte und je 30 Mark für jede weitere Stelle des Schulver— 
bandes zur Beſtreitung der Koſten von Volksſchulbauten, welche nicht zu den 
laufenden kleineren Reparaturen gehören, anzuſammeln und verzinslich zu belegen. 

Sind die im Abſ. 1 gedachten Baukoſten ganz oder teilweiſe von Dritten 
zu decken, ſo ſind die Schulverbände zu der Anſammlung überhaupt nicht oder 
in entſprechend geringerer Höhe anzuhalten. Die Schulaufſichtsbehörde entſcheidet 
endgültig darüber, ob und inwieweit hiernach von der Anforderung der An— 
ſammlung Abſtand zu nehmen iſt. 

Die Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, auf Antrag eines Schulverbandes 
eine Ausſetzung oder Minderung der Anſammlung zuzulaſſen. Iſt anzunehmen, 
daß der von einem Schulverband angeſammelte Fonds unter Hinzurechnung der 
Zinſen und Zinſeszinſen, des ſtaatlichen Baubeitrags ($ 17) und der etwaigen 
Leiſtungen Dritter zur Deckung des für die nächſten 50 Jahre vorausſehbaren 
Baubedürfniſſes ausreichen werde, ſo hat auf Antrag des Schulverbandes die 
Schulaufſichtsbehörde die Einſtellung dieſer Zahlungen anzuordnen. Die Fortſetzung 
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der Zahlungen ift anzuordnen, ſobald die vorbezeichnete Vorausſetzung wegfällt. 
Gibt die Schulaufſichtsbehörde einem Antrag auf Anordnung der Einſtellung 
dieſer Zahlungen nicht ſtatt, oder iſt der Schulverband mit der Anordnung der 
Fortſetzung der eingeſtellt geweſenen Zahlungen nicht einverſtanden, ſo finden 
die Vorſchriften der §§ 2 und 3 des Geſetzes vom 26. Mai 1887, betreffend 
die Anforderungen für die Volksſchulen, (Geſetz-Samml. S. 175) mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Leiſtungsfähigkeit des Schulverbandes außer Be— 
tracht bleibt. 
$ 15. 


Die Belegung der angeſammelten Mittel hat bei der Kaffe einer Gemeinde, 
eines weiteren Kommunalverbandes oder einer öffentlichen Kreditanſtalt zu erfolgen. 
Mit dieſer Maßgabe beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde, bei welcher Kaſſe und 
unter welchen Bedingungen die Belegung erfolgen ſoll. Sie vereinbart für die 
Schulverbände dieſe Bedingungen mit der Kaffe, welche als Anſammlungsſtelle 
beſtimmt iſt, zahlt die anzuſammelnden Beträge an die Anſammlungsſtelle ein 
und bringt die eingezahlten Beträge bei Entrichtung der nach dem Geſetze vom 
3. März 1897, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen, (GeſetzSamml. S. 25) an die Schulverbände zu 
leiſtenden Staatsbeiträge dieſen Verbänden in Anrechnung. 


$ 16. 

Den Schulverbänden iſt die Erhebung der für fie gemäß § 14 ange 
ſammelten Beträge nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde geſtattet. 

Dieſe Genehmigung muß erteilt werden, wenn die beabſichtigte Verwendung 
des Guthabens einem erheblichen Baubedürfniſſe des Schulverbandes entſpricht 
und entweder die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes nur mit Hilfe der ange— 
ſammelten Mittel ohne beſonderen Druck für den Schulverband erfolgen kann 
oder anzunehmen iſt, daß binnen längerer Friſt anderweitige außerordentliche 
bauliche Bedürfniſſe des Schulverbandes, zu deren Erfüllung die Verwendung 
der angeſammelten Mittel erforderlich iſt, nicht eintreten werden. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung ſteht den Schulverbänden binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 


$ 17. 


Der Staat erſtattet den Schulverbänden mit nicht mehr als fieben Schul- 
ſtellen ein Drittel desjenigen Teilbetrags der durch notwendige Bauten für 
Volksſchulzwecke ausſchließlich des Grunderwerbs entſtandenen Koſten, welcher im 
Etatsjahre 500 Mark für die Stelle überſtiegen hat und weder Dritten zur Laſt 
fällt, noch auch durch Brandſchadensverſicherung gedeckt wird. Bei Berechnung 
des ſtaatlichen Baubeitrags dürfen etwaige Naturaldienſte nur bis zum Höchſt— 
werte von fünfzehn vom Hundert der Geſamtbauſumme in Anſatz gebracht werden. 
Der ſtaatliche Baubeitrag wird nicht gezahlt, ſoweit der Aufwand für Bauten 
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dadurch entſtanden iſt, daß der Schulverband ſeine Gebäude ſeit Inkrafttreten 
des Geſetzes nicht mit der gebotenen Sorgfalt unterhalten hat. 

Bei Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Zahlung des ſtaatlichen Bau— 
beitrags oder über ſeine Bemeſſung beſchließt auf Anrufen der Beteiligten, zu 
denen in Geſamtſchulverbänden auch die einzelnen Gemeinden (Gutsbezirke) ge— 
hören, der Kreisausſchuß, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 
Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes oder des Bezirksausſchuſſes ſteht den 
Beteiligten binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 

Die Schulverbände haben, ſofern die Koſten der baulichen Herſtellungen 
im Einzelfalle 2000 Mark überſteigen, vor Beginn des Baues einen Bauplan 
mit Koſtenanſchlag der Schulaufſichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. Dieſe 
iſt befugt, einen ſtaatlichen Baubeamten mit der Beaufſichtigung des Baues zu 
betrauen. a 


§ 18. 

Im Falle des nachgewieſenen Unvermögens der Schulverbände zur Auf— 
bringung der Volksſchullaſten werden ihnen in den Grenzen der durch den Staats⸗ 
haushalts-Etat bereitgeſtellten Mittel Ergänzungszuſchüſſe gewährt. Bei der 
Bewilligung kann angeordnet werden, daß die Zuſchüſſe zur beſonderen Erleich— 
terung beſtimmter Kreiſe von Abgabenpflichtigen zu verwenden find. 

Ein Anſpruch gegen den Staat kann weder im Rechtswege noch im Ver 
waltungsſtreitverfahren geltend gemacht werden. 


§ 19. 

Zur Unterſtützung von Schulverbänden mit fünfundzwanzig oder weniger 
Schulſtellen, welche zur Aufbringung der Volksſchullaſten unvermögend ſind, 
wird durch den Staatshaushalts-Etat der Betrag bereitgeſtellt, welcher am 
31. März 1908 für dieſen Zweck den Regierungen überwieſen iſt. Der Unter⸗ 
richtsminiſter, der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern beſtimmen die 
auf die Provinzen und die Hohenzollernſchen Lande entfallenden Anteile nach 
Maßgabe der bisher überwieſenen widerruflichen Staatsbeihilfen. 

Innerhalb der Provinzen erfolgt die weitere Verteilung auf die Landkreiſe 
unter Berückſichtigung der bisher auf ſie entfallenden Beträge durch den Ober- 
präſidenten nach Anhörung des Provinzialrats, in den Hohenzollernſchen Landen 
durch den Unterrichtsminiſter nach Anhörung des Bezirksausſchuſſes. 


§ 20. 

Außerdem werden für Schulverbände mit fünfundzwanzig oder weniger 
Schulſtellen, welche zur Aufbringung der Volksſchullaſten unvermögend ſind, 
zum Zwecke der Ausgleichung unbilliger Verſchiebungen in der Aufbringung der 
Volksſchullaſten, welche infolge dieſes Geſetzes entſtehen, ſowie ſonſtiger unbilliger 
Ungleichheiten in der Höhe der Volksſchullaſten durch den Staatshaushalts-Etat 
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alljährlich 5000 000 Mark bereitgeſtellt und auf die Provinzen (Hohenzollernſchen 
Lande) und Landkreiſe auf dem im § 19 bezeichneten Wege verteilt. 


§ 21. 

Dem Unterſtützungsfonds der einzelnen Kreiſe wachſen die Ergänzungs⸗ 
zuſchüſſe zu, welche aus Zentralfonds Schulverbänden des Kreiſes mit fünfund⸗ 
zwanzig oder weniger Schulſtellen zur Errichtung neuer Schulſtellen laufend 
bewilligt werden. N 

Im übrigen ändern ſich, abgeſehen vom Falle des $ 22, die den Kreiſen 
überwieſenen Beträge nur 

1. bei dem Übertritt eines Schulverbandes mit fünfundzwanzig oder 

weniger Schulſtellen in die Reihe derjenigen mit mehr als fünfund⸗ 
zwanzig Schulſtellen ) 

2. bei dem umgekehrten Vorgange; 

3. infolge von Umgemeindungen und Veränderungen der Landkreiſe mit 

derſelben Wirkung. 

Im erſten Falle geht vom Anfange des nächſten Etatsjahrs der dem 
Schulverbande bewilligte Ergänzungszuſchuß auf den Zentralfonds zur Unterſtützung 
von Schulverbänden mit mehr als fünfundzwanzig Schulſtellen über, im zweiten 
wächſt von demſelben Zeitpunkt ab der der Gemeinde etwa aus dem Zentral⸗ 
fonds bewilligte Ergänzungszuſchuß dem Unterſtützungsfonds des Kreiſes zu. 
Im Falle der Nr. 3 finden dieſe Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 
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Behufs Gewährung widerruflicher Ergänzungszuſchüſſe an unvermögende 
Schulverbände mit fünfundzwanzig oder weniger Schulſtellen wird für jeden 
Kreis eine Summe in Höhe der Hälfte der von ſeinen Schulverbänden gemäß 
§ 14 anzuſammelnden Beträge aus Staatsmitteln bereitgeſtellt. 


§ 23. 

Für die Unterverteilung der Staatsmittel ($$ 19, 20, 21, 22) auf die 
Schulverbände iſt vom Kreisausſchuſſe nach Anhörung des Kreisſchulinſpektors 
für je fünf Jahre ein Verteilungsplan aufzuſtellen, der der Feſtſtellung durch 
die Schulaufſichtsbehörde bedarf. Die Feſtſtellung tritt in Kraft, wenn nicht 
innerhalb vier Wochen von dem Kreisausſchuſſe dagegen Beſchwerde bei dem 
Unterrichtsminiſter erhoben iſt. Dieſer entſcheidet endgültig. 

Die den einzelnen Schulverbänden bewilligten Ergänzungszuſchüſſe können 
durch den Kreisausſchuß während der Bewilligungszeit nur gekürzt werden 

wegen Aufhebung oder Veränderung des Schulverbandes, 

wegen Aufhebung einer Schulſtelle, 

wegen gänzlichen oder teilweiſen Fortfalls der Verpflichtung zur An⸗ 
ſammlung eines Baufonds ($ 14). 
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Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes bedarf der Genehmigung der Schul— 
aufſichtsbehörde. Gegen ihn ſteht den Beteiligten binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 

In dem Verteilungsplan iſt ein angemeſſener Betrag, mindeſtens fünf 
vom Hundert, zur Gewährung einmaliger Ergänzungszuſchüſſe vorzuſehen. Dem 
Betrage wachſen die heimgefallenen Ergänzungszuſchüſſe zu. Die Bewilligung 
erfolgt durch den Kreisausſchuß mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 
Gegen die Verſagung der Genehmigung ſteht dem Kreisausſchuß innerhalb 
vier Wochen die Beſchwerde an den Unterrichtsminiſter zu. Wird die Beſchwerde 
abgelehnt, ſo wird nach dem Beſchluſſe der Schulaufſichtsbehörde verfahren. 


Dritter Abſchnitt. 
Schulvermögen. Leiſtungen Dritter. 


e 

Die beſonderen Schulgemeinden (Sozietäten) ſowie diejenigen Schulen, 
welche bisher als ſelbſtändige Rechtsſubjekte Träger der Volksſchullaſten waren, 
werden, unbeſchadet des Fortbeſtehens dieſer Schulen als Lehranſtalten, aufgehoben. 

Das Vermögen einer aufgehobenen Schulgemeinde (Schule) geht als 
Ganzes auf den Schulverband ($ 1 Abſ. 2) über. 

Hat der Bezirk der aufgehobenen Schulgemeinde (Schule) ſich über den 
Bereich mehrerer Schulverbände erſtreckt, ſo treten die mehreren Verbände als 
Rechtsnachfolger ein. Über die Auseinanderſetzung zwiſchen den beteiligten Schul— 
verbänden beſchließt die Schulaufſichtsbehörde. Die Vorſchriften des § 4 finden 
Anwendung. 

§ 25. 

Über das auf den Schulverband übergegangene Vermögen iſt ein genaues 
Verzeichnis (Matrikel) aufzuſtellen. Das Vermögen bleibt den allgemeinen oder 
ſtiftungsmäßig beſonderen Zwecken derjenigen öffentlichen Volksſchule erhalten, 
für welche es beſtimmt war. Auf Verfügungen über dieſes Vermögen finden 
diejenigen Vorſchriften, welche für das Schulvermögen überhaupt gelten, mit 
der Maßgabe Anwendung, daß vor der Erteilung der Genehmigung zu einer 
Veräußerung oder Verwendung für andere Zwecke die Schuldeputation (§§ 43, 47 
Abſ. 10, 57), die Schulkommiſſion (§§ 45, 48, 55) oder der Schulvorſtand 
($ 47) anzuhören find. 

§ 26. 

Zum Nachweiſe der Rechtsnachfolge ($ 24) genügt Dritten gegenüber eine 
Beſcheinigung der Schulaufſichtsbehörde; auf Antrag ift jedem, der ein rechtliches 
Intereſſe nachweiſt, eine ſolche Beſcheinigung zu erteilen. 

Iſt für die aufgehobene Schulgemeinde (Schule) das Eigentum oder ein 
anderes Recht an einem Grundſtück im Grundbuch eingetragen, ſo kann die 
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Schulaufſichtsbehörde das Grundbuchamt erſuchen, den Schulverband als Eigen: 
tümer oder Berechtigten einzutragen. 
6 27. 

Inſoweit bisher eine Kirchengemeinde Trägerin der Volksſchullaſt war, 
iſt — vorbehaltlich der Beſtimmungen in den §§ 28 und 30 — das den Schul— 
zwecken gewidmete Vermögen einſchließlich der zur Dotation der Schulſtelle be— 
ſtimmten Grundſtücke, Gebäude, Kapitalien, Gerechtigkeiten, Nutzungsrechte und 
Forderungen unter Berückſichtigung der darauf haftenden Verbindlichkeiten durch 
Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde im Einvernehmen mit der kirchlichen Ober— 
behörde dem Schulverbande zur Verwendung für gleichartige Zwecke nach Maß— 
gabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu überweiſen. Iſt ein Einvernehmen 
nicht zu erzielen, ſo beſchließt der Oberpräſident. Vor der Beſchlußfaſſung der 
Schulaufſichtsbehörde oder des Oberpräſidenten ſind die Kirchengemeinde und der 
Schulverband zu hören. 

Gegen den Beſchluß ſteht ſowohl der Kirchengemeinde als dem Schul— 
verbande binnen ſechs Monaten die Klage im ordentlichen Rechtswege zu. 

Die Vorſchriften der $$ 25 und 26 finden ſinngemäß Anwendung. 


$ 28. 

Die ſelbſtändigen Schulſtiftungen mit Einſchluß der unter die Verwaltung 
Dritter, insbeſondere kirchlicher Organe geſtellten Stiftungen bleiben als ſolche 
beſtehen; ihr Vermögen und die ſonſtigen zu Schulzwecken beſtimmten Vermögens— 
ſtücke, welche im Eigentume von Dritten, insbeſondere kirchlichen Beteiligten 
ſtehen, bleiben ihren Zwecken erhalten. 


8 29. 


Unberührt bleiben die Rechte Dritter, insbeſondere der Kirchengemeinden 
und ſonſtigen kirchlichen Beteiligten an den den Schulzwecken gewidmeten oder 
gleichzeitig Schul- und kirchlichen Zwecken dienenden Vermögensſtücken. 

Das gemeinſchaftlich zu Schul- und anderen Zwecken dauernd gewidmete, 
den bisher Unterhaltungspflichtigen oder der Schule ſelbſt mitgehörige Vermögen 
bleibt nach Maßgabe des bisherigen Verhältniſſes ein gemeinſchaftliches Vermögen. 
Als Teilnehmer daran treten an Stelle der bisher Unterhaltungspflichtigen oder 
der Schule ſelbſt die Schulverbände. 5 

Inſoweit für das gemeinſchaftliche Vermögen eine Eintragung im Grund— 
buche beſteht, findet der F 26 Abſ. 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß das 
Erſuchen der Schulaufſichtsbehörde auf Eintragung für beide Berechtigte zu 
richten iſt. 

$ 30. 


Wo mit dem Volksſchulamt ein kirchliches Amt dauernd vereinigt iſt, 
tritt der Schulverband kraft des Geſetzes an die Stelle des bisherigen Trägers 
der Schullaft; die Vorſchriften des § 26 finden ſinngemäß Anwendung. 


8 


Die Vermögensſtücke, welche ſchon ſeither zugleich für Schul- und für kirch— 
liche Zwecke beſtimmt geweſen ſind, bleiben dieſen Zwecken erhalten. 

Hinſichtlich der Leiſtungen der kirchlichen Beteiligten behält es bei den be— 
ſtehenden Vorſchriften über den Bau und die Unterhaltung der Gebäude und 
Nebenanlagen ſein Bewenden. 

Die von den Kirchengemeinden und ſonſtigen kirchlichen Beteiligten für 
das vereinigte Amt nach Geſetz, Provinzial-, Bezirksrecht, Herkommen oder 
Ortsverfaſſung zu erfüllenden Verpflichtungen werden durch dieſes Geſetz nicht 
berührt. 

Während der Dauer der Verbindung kann von den Beteiligten vereinbart 
werden, daß die Verpflichtung zum Bau und zur Unterhaltung der gemeinſamen 
Gebäude und Nebenanlagen dem Schulverband obliegen ſoll gegen eine von den 
kirchlichen Beteiligten ihm zu zahlende feſte Rente. Durch dieſe Veinbarung 
werden die kirchlichen Rechte hinſichtlich der Benutzung der Gebäude und der 
Auseinanderſetzung für den Fall einer Trennung nicht berührt. Sie bedarf der 
Genehmigung durch die Schulaufſichtsbehörde und durch die kirchliche Oberbehörde. 
Wo hiernach der Schulverband die Verpflichtung zum Bau und zur Unterhaltung 
der Gebäude übernommen hat, werden ihm die ſtaatlichen Baubeiträge G 17) 
nach dem vollen Betrage dieſer Koſten gewährt, ſoweit die ihm erwachſenden 
Mehrkoſten nicht durch die kirchliche Rente gedeckt werden. 

Bei der Trennung eines dauernd vereinigten Kirchen- und Schulamts 
beſchließt über die Auseinanderſetzung in Anſehung des Vermögens der Ober— 
präſident, ſofern nicht zwiſchen dem Schulverband und der Kirchengemeinde unter 
Genehmigung der beiden Aufſichtsbehörden eine Vereinbarung zuſtande kommt. 
Gegen den Beſchluß des Oberpräſidenten ſteht ſowohl dem Schulverband als 
auch der Kirchengemeinde binnen ſechs Monaten die Klage im ordentlichen 
Rechtswege zu. 

Auch unter Beibehaltung der dauernden Vereinigung eines Kirchen- und 
Schulamts kann auf Antrag eines Beteiligten oder einer der Aufſichtsbehörden 
eine Auseinanderſetzung über das Vermögen oder einzelne Vermögensſtücke ſtatt— 
finden. Dieſe Auseinanderſetzung erfolgt nach den Beſtimmungen des ſechſten 
Abſatzes. 

$ 31. 

Soweit eine anderweite Ordnung der Verhältniſſe der ganz oder teilweife 
Schulunterhaltungszwecken gewidmeten nichtſtaatlichen Fonds, welche nicht unter 
$ 28 fallen und nicht für eine beſondere Schule beſtimmt find, durch dieſes 
Geſetz erforderlich wird, erfolgt ſie mit Rückſicht auf die bisherige Zweck— 
beſtimmung mit Königlicher Genehmigung durch den Unterrichtsminiſter und den 
Finanzminiſter. Soweit an dieſen Fonds kirchliche Rechte beſtehen, iſt vor 
Erwirkung der Königlichen Genehmigung die kirchliche Oberbehörde zu hören. 
f Die dem ſchleſiſchen Freikurgelderfonds zuſtehenden Berechtigungen und die 
ihm geſetzlich obliegenden Aufgaben werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Soweit indes eine Anderung der Verwaltungsvorſchriften infolge dieſes Geſetzes 
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erforderlich wird, erfolgt fie mit Königlicher Genehmigung durch den Unterrichts: 
miniſter und den Handelsminiſter. 
$ 32. 

Die bisher auf allgemeiner Rechtsnorm (Geſetz, Provinzialrecht, Orts- oder 
Schulverfaſſung, Gewohnheitsrecht oder Herkommen) beruhenden Verpflichtungen 
für die Zwecke der Voksſchule kommen, ſoweit ſie nicht durch dieſes Geſetz auf— 
recht erhalten werden, in Fortfall. Dies gilt auch von den laufenden Ver— 
pflichtungen, welche die nach allgemeiner Rechtsnorm für Schulzwecke Ver— 
pflichteten mit Rückſicht auf dieſe Verpflichtung über das durch die Norm 
gegebene Maß hinaus freiwillig übernommen haben. 

Dagegen bleiben die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen 
Dritter für die Zwecke der Volksſchule beſtehen. 

Soweit die Verpflichtungen des Fiskus nicht auf einem guts- oder grund— 
herrlichen oder Domanialverhältniſſe beruhen, gilt die Vermutung, daß ſie auf 
beſonderen Titeln (Abſ. 2) beruhen. 

Die bisherigen Leiſtungen des Fiskus aus § 45 der Schulordnung für die 
Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 werden fortgewährt. An Stelle der 
Lieferung des Brennbedarfs in Holz oder Torf tritt eine Geldrente, welche auf 
fünf Mark für den Raummeter weiches Klobenholz zu bemeſſen iſt. Dieſe Geld— 
rente iſt ſowohl auf Antrag des Verpflichteten als des Berechtigten mit ſechs— 
monatiger Kündigung zum fünfundzwanzigfachen Betrag ablösbar. 

Nach Verlauf von je zehn Jahren hat der Provinzialrat der Provinz 
Oſtpreußen die Geldrente erneut, aber mindeſtens auf fünf Mark für den Raum— 
meter weiches Klobenholz feſtzuſetzen. 


Vierter Abſchnitt. 
Konfeſſionelle Verhältniſſe. 
$ 33. 

Die öffentlichen Volksſchulen find in der Regel ſo einzurichten, daß der 
Unterricht evangeliſchen Kindern durch evangeliſche Lehrkräfte, katholiſchen Kindern 
durch katholiſche Lehrkräfte erteilt wird. 

Wo in einem Schulverbande neben drei- oder mehrklaſſigen Schulen ein— 
klaſſige Schulen oder neben Schulen der im § 36 bezeichneten Art ſolche der in 
den $$ 35, 38 und 40 Abſ. 1 bezeichneten Art beſtehen, ſollen Kinder, ſoweit 
es mit der Rückſicht auf die örtlichen Schulverhältniſſe vereinbar iſt, insbeſondere 
ſoweit dadurch nicht der Beſtand einer bereits vorhandenen Schule gefährdet oder 
die Errichtung einer neuen Schule erforderlich wird, nicht gegen den Willen der 
Eltern oder deren Stellvertreter der einen oder anderen Schulart zugewieſen 
werden. 


. 


$ 34. 
Lediglich wegen des Religionsbekenntniſſes darf keinem Kinde die Aufnahme 
in die öffentliche Volksſchule ſeines Wohnorts verſagt werden. 


§ 35. 

An Volksſchulen, die mit einer Lehrkraft beſetzt ſind, iſt ſtets eine 
evangeliſche oder eine katholiſche Lehrkraft anzuſtellen, je nachdem die angeſtellte 
Lehrkraft oder die zuletzt angeſtellt geweſene Lehrkraft evangeliſch oder katholiſch war. 

Statt der evangeliſchen Lehrkraft ſoll bei Erledigung der Stelle in der 
Regel eine katholiſche angeſtellt werden, wenn fünf Jahre nacheinander mindeſtens 
zwei Drittel der die Schule beſuchenden einheimiſchen Kinder, ausſchließlich der 
Gaſtſchulkinder, katholiſch geweſen ſind, und während dieſer Zeit die Zahl der 
evangeliſchen Kinder weniger als zwanzig betragen hat. Unter den entſprechenden 
Vorausſetzungen ſoll in der Regel ſtatt einer katholiſchen Lehrkraft eine evangeliſche 
angeftellt werden. Die Veränderung bedarf der Zuſtimmung des Unterrichts— 
miniſters. 

$ 36. 

An einer Volksſchule, an der nach ihrer beſonderen Verfaſſung bisher 
gleichzeitig evangeliſche und katholiſche Lehrkräfte anzuſtellen waren, behält es 
dabei auch in Zukunft ſein Bewenden; in einem Schulverband, in dem lediglich 
Volksſchulen der vorbezeichneten Art beſtehen, können neue Volksſchulen nur auf 
derſelben Grundlage errichtet werden. Eine Anderung kann aus beſonderen 
Gründen durch Beſchluß des Schulverbandes mit Genehmigung der Schul— 
aufſichtsbehörde herbeigeführt werden. g 

Beſtehen in einem Schulverbande neben Schulen der im Abſ. ! bezeichneten 
Art ſolche, an denen nur evangeliſche oder nur katholiſche Lehrkräfte anzuftellen 
ſind, ſo ſoll bei Errichtung neuer Schulen darauf geachtet werden, daß das bis— 
herige Verhältnis der Beſchulung der Kinder in Schulen der einen oder anderen 
Art möglichſt beibehalten wird. 

Die vorſtehenden Vorſchriften finden keine Anwendung auf die Schulen, 
bei welchen die Verſchiedenheit in dem Bekenntniſſe der Lehrkräfte lediglich dadurch 
herbeigeführt iſt, daß für die Schulkinder des einen Bekenntniſſes die Erteilung 
des Religionsunterrichts ermöglicht werden ſollte (§ 37 Abſ. 3). 

Schulen der im Abſ. 1 bezeichneten Art können aus beſonderen Gründen 
auch von anderen Schulverbänden mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
errichtet werden. Der Beſchluß des Schulverbandes iſt nebſt der Genehmigungs— 
erklärung der Schulaufſichtsbehörde in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 
Binnen vier Wochen vom Tage der Bekanntmachung ab kann von Beteiligten 
das Vorhandenſein beſonderer Gründe durch Einſpruch beim Kreisausſchuſſe, ſo— 
fern eine Stadt beteiligt iſt, beim Bezirksausſchuſſe beſtritten werden. Gegen die 
Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes oder des Bezirksausſchuſſes iſt die Beſchwerde an 
den Provinzialrat zuläſſig. 
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Verſagt die Schulaufſichtsbehörde die Genehmigung, weil fie befondere 
Gründe nicht als vorliegend erachtet, ſo ſteht den Schulverbänden die Beſchwerde 
an den Provinzialrat zu. 

Gegen den Beſchluß des Provinzialrats findet die Klage im Verwaltungs— 
ſtreitverfahren bei dem Oberverwaltungsgericht innerhalb vier Wochen ſtatt. 

Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle des Bezirksausſchuſſes (Abſ. 4) 
die Schulaufſichtsbehörde. Gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde 
findet in den Fällen der Abſ. 4 und 5 innerhalb vier Wochen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren beim Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

In den Hohenzollernſchen Landen entſcheidet der Unterrichtsminiſter endgültig. 

Beträgt in einer gemäß Abſ. 4 errichteten Schule die Zahl der die Schule 
beſuchenden einheimiſchen evangeliſchen oder katholiſchen Kinder mit Ausſchluß der 
Gaſtſchulkinder während fünf aufeinanderfolgender Jahre über 60, in den Städten 
ſowie in Landgemeinden von mehr als 5000 Einwohnern über 120, ſo iſt, ſo— 
fern die geſetzlichen Vertreter von mehr als 60 bezw. 120 dieſer Kinder den 
Antrag bei der Schulaufſichtsbehörde ſtellen, für dieſe eine Beſchulung in Schulen 
mit lediglich evangeliſchen oder lediglich katholiſchen Lehrkräften einzurichten, falls 
im Schulverbande eine Schule der letzteren Art nicht bereits beſteht, in welche die 
Kinder eingeſchult werden können. 

Bei den nach Abſ. 9 gemäß dem Geſetze vom 26. Mai 1887 Geſetz— 
Samml. S. 175) zu ſtellenden Anforderungen darf von den Beſchlußbehörden 
die Notwendigkeit der Beſchulung in Schulen mit lediglich evangeliſchen oder 
lediglich katholiſchen Lehrkräften nicht mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule 
oder auf die Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten verneint werden. 

An einer Schule der im Abſ. 1 und Abſ. 4 bezeichneten Art ſoll die Zu— 
ſammenſetzung des Lehrkörpers ſich tunlichſt dem Verhältniſſe der die Schule 
beſuchenden Kinder anſchließen. 


$ 37. 


Beträgt in einer öffentlichen Volksſchule, die nur mit katholiſchen oder nur 
mit evangeliſchen Lehrkräften beſetzt iſt, die Zahl der einheimiſchen evangeliſchen 
oder katholiſchen Schulkinder dauernd mindeſtens zwölf, ſo iſt tunlichſt für dieſe 
ein beſonderer Religionsunterricht einzurichten. 

Bei den nach Abſ. 1 gemäß dem Geſetze vom 26. Mai 1887 Geſetz— 
Samml. S. 175) zu ſtellenden Anforderungen darf von den Beſchlußbehörden 
die Notwendigkeit des beſonderen Religionsunterrichts nicht mit Rückſicht auf das 
Bedürfnis der Schule oder mit Rückſicht auf die Leiſtungsfähigkeit der DVer- 
pflichteten verneint werden. 

Wo eine anderweite Beſchaffung dieſes Unterrichts mit erheblichen Schwierig— 
keiten und Koſten verbunden iſt, darf zum Zwecke ſeiner Erteilung eine evangeliſche 
oder katholiſche Lehrkraft angeſtellt werden, welche auch mit der Erteilung ander— 
weiten Unterrichts zu betrauen iſt. 


— 89 — 


$ 38. 


Im übrigen find an öffentlichen Volksſchulen, welche mit mehreren Lehr— 
kräften beſetzt ſind, nur evangeliſche oder nur katholiſche Lehrkräfte anzuſtellen. 
Bei der Anſtellung weiterer Lehrkräfte an den bisher nur mit einer Lehrkraft 
beſetzten Schulen (§ 35) ſind evangeliſche oder katholiſche Lehrkräfte anzuſtellen, 
je nachdem die bisherige einzige Lehrkraft evangeliſch oder katholiſch war. 

Statt der Beſetzung der Schulſtellen mit evangeliſchen Lehrkräften ſoll bei 
mehrklaſſigen Volksſchulen in der Regel eine Beſetzung mit katholiſchen Lehr— 
kräften herbeigeführt werden, wenn fünf Jahre nacheinander mindeſtens zwei 
Drittel der die Schule beſuchenden einheimiſchen Schulkinder, ausſchließlich der 
Gaſtſchulkinder, katholiſch geweſen ſind, und während dieſer Zeit die Zahl der 
evangeliſchen Kinder weniger als vierzig betragen hat. Unter den entſprechenden 
Vorausſetzungen ſollen in der Regel ſtatt katholiſcher Lehrkräfte evangeliſche an— 
geſtellt werden. Die Veränderung bedarf der Zuſtimmung des Unterrichts— 
miniſters. 

9539. 

Beträgt in einem Schulverbande, welcher lediglich mit katholiſchen Lehr— 
kräften beſetzte öffentliche Volksſchulen enthält, die Zahl der einheimiſchen ſchul— 
pflichtigen evangeliſchen Kinder, mit Ausſchluß der Gaſtſchulkinder, während fünf 
aufeinanderfolgender Jahre über 60, in den Städten ſowie in Landgemeinden 
von mehr als 5000 Einwohnern über 120, ſo iſt, ſofern ſeitens der geſetzlichen 
Vertreter von mehr als 60 bezw. 120 ſchulpflichtigen Kindern der genannten 
Art der Antrag bei der Schulaufſichtsbehörde geſtellt wird, für dieſe eine Be— 
ſchulung in Schulen mit lediglich evangeliſchen Lehrkräften einzurichten. 

Bei den nach Maßgabe des Abſ. 1 auf Grund des Geſetzes vom 26. Mai 
1887 Geſetz-Samml. S. 175) zu ſtellenden Anforderungen darf von den Be⸗ 
ſchlußbehörden die Notwendigkeit der Beſchulung in Schulen mit lediglich evan— 
geliſchen Lehrkräften mit Rückſicht auf das Bedürfnis der Schule oder auf die 
Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten nicht verneint werden. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden bezüglich der Beſchulung der 
katholiſchen Kinder ſinngemäß Anwendung, wenn in einem Schulverbande ledig— 
lich mit evangeliſchen Lehrkräften beſetzte öffentliche Volksſchulen vorhanden ſind. 

Eine nach Maßgabe des § 37 Abſ. 3 eingerichtete Volksſchule iſt im Sinne 
der vorſtehenden Vorſchriften den lediglich mit katholiſchen oder lediglich mit 
evangeliſchen Lehrkräften beſetzten Volksſchulen gleichzuſtellen. 

Bleibt die Zahl der Kinder einer konfeſſionellen Minderheit unter der im 
Abſ. 1 feſtgeſetzen Mindeſtzahl, jo darf für dieſe eine Beſchulung in Schulen mit 
Lehrkräften ihrer Konfeſſion von der Schulaufſichtsbehörde nur aus beſonderen 
Gründen angeordnet werden. 

§ 40. 

Für die Errichtung, Unterhaltung und Verwaltung der für jüdiſche Kinder 

beſtimmten und mit jüdiſchen Lehrkräften zu beſetzenden öffentlichen Volksſchulen 
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gelten bis auf weiteres die jetzt beſtehenden Vorſchriften mit der Maßgabe, daß 
der H 67 Nr. 3 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe der 
Juden (Geſetz-Samml. S. 263) für den ganzen Umfang der Monarchie zur 
Anwendung gelangt. Die zur Unterhaltung ſolcher Schulen Verpflichteten gelten 
als Schulverbände im Sinne dieſes Geſetzes. f 

Werden die in den §§ 35 bis 39 erwähnten öffentlichen Volksſchulen von 
jüdiſchen Kindern beſucht, ſo finden bei Aufbringung der Koſten für die Er— 
teilung von jüdiſchem Religionsunterricht und hinſichtlich der Anſtellung von 
jüdiſchen Lehrkräften an dieſen Schulen zum Zwecke der Erteilung von jüdiſchem 
Religionsunterricht ſowie hinſichtlich der anderweiten Beſchäftigung der hier— 
für angeſtellten jüdiſchen Lehrkräfte an dieſen Schulen bis auf weiteres die jetzt 
beſtehenden Beſtimmungen Anwendung. Beträgt in einer öffentlichen Volks— 
ſchule, die nur mit evangeliſchen oder nur mit katholiſchen oder nur mit evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Lehrkräften beſetzt iſt, die Zahl der einheimiſchen jüdiſchen 
Schulkinder dauernd mindeſtens zwölf und wird in einem ſolchen Falle der 
Religionsunterricht für dieſe durch von der Synagogengemeinde beſtellte Lehrkräfte 
erteilt, ſo findet § 67 Nr. 3 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 ſinngemäß 
Anwendung. 

Für die Errichtung und Unterhaltung von öffentlichen Volksſchulen, an 
welchen nach ihrer beſonderen Verfaſſung, abgeſehen von dem Falle des Abſ. 2, 
chriſtliche und jüdiſche Lehrer zugleich anzuſtellen ſind, bewendet es bei dem be— 
ſtehenden Rechte. e 

Für die Provinz Hannover bewendet es bei dem Geſetze vom 7. März 
1868 Geſetz-Samml. S. 223) § 1 Nr. 3, betreffend die Unterſtützung des jüdischen 
Schulweſens der Provinz durch den Provinzialverband. 


§ 41. 
Die Vorſchriften der §§ 33 bis 40 beziehen ſich nicht auf die lediglich 
für den techniſchen Unterricht Zeichnen, Turnen, Handarbeit, Handfertigkeit, 
Hauswirtſchaft) angeſtellten oder anzuſtellenden Lehrkräfte. 


698 42. 
In dem Gebiete des ehemaligen Herzogtums Naſſau bewendet es bei den 
bisherigen Vorſchriften. 
Fünfter Abſchnitt. 
Verwaltung der Volksſchulangelegenheiten und Lehreranſtellung. 


1. Stadtgemeinden. 
§ 43. 
Den Gemeindeorganen bleibt nach den Beſtimmungen der Gemeindever— 
faſſungsgeſetze und dieſes Geſetzes die Feſtſtellung des Schulhaushalts, die Be— 
willigung der für die Schule erforderlichen Mittel, die Verwaltung des Schul— 
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vermögens, die vermögensrechtliche Vertretung nach außen und die Anſtellung 
der Beamten vorbehalten. 

Im übrigen wird für die Verwaltung der der Gemeinde zuſtehenden An— 
gelegenheiten der Volksſchule eine Stadtſchuldeputation gebildet, welche Organ 
des Gemeindevorſtandes und als ſolches verpflichtet iſt, ſeinen Anordnungen 
Folge zu leiſten. 

Die Schuldeputation übt zugleich die nach dem Geſetze vom 11. März 1872 
(Geſetz-Samml. S. 183) den Gemeinden und deren Organen vorbehaltene Teil— 
nahme an der Schulaufſicht aus. Sie handelt dabei als Organ der Schul— 
aufſichtsbehörde und iſt verpflichtet, inſoweit ihren Anordnungen Folge zu leiſten. 


§ 44. 
J. Die Schuldeputation beſteht aus: 


1. einem bis drei Mitgliedern des Gemeindevorſtandes (Beigeordneten, 
Schöffen uſw.). An Stelle eines Gemeindevorſtandsmitglieds kann 
ein Stadtſchulrat gewählt werden, auch wenn er nicht Mitglied des 
Gemeindevorſtandes iſt, 

2. der gleichen Zahl von Mitgliedern der Stadtverordnetenverſammlung 
(Bürgervorſteher uſw.) ſowie 

3. mindeſtens der gleichen Zahl von des Erziehungs- und Volksſchul- 
weſens kundigen Männern, unter dieſen mindeſtens einem Rektor (Haupt- 
lehrer) oder Lehrer an einer Volksſchule. 

Hierzu treten: 

4. der dem Dienſtrange nach vorgehende oder ſonſt der dem Dienſtalter 
nach älteſte Ortspfarrer der evangeliſchen Landeskirche und der katholi— 
ſchen Kirche. 

Statt des vorgenannten Pfarrers kann, falls hierüber ein Einver- 
ſtändnis zwiſchen der Schulauffichtsbehörde und der kirchlichen Ober— 
behörde ſtattfindet, ein anderer Geiſtlicher in die Schuldeputation 
eintreten. 

Auf gleichem Wege iſt für die Fälle der Verhinderung des geiſtlichen 
Mitglieds als deſſen Vertreter ein anderer Geiſtlicher zu beſtimmen. 

5. Sofern ſich in der Stadt mindeſtens 20 jüdiſche Volksſchulkinder be— 
finden, tritt außerdem der dem Dienſtrange nach vorgehende oder 
ſonſt der dem Dienſtalter nach älteſte Ortsrabbiner ein. 

Die zuſtändigen Kreisſchulinſpektoren nehmen an den Sitzungen der Schul— 
deputationen als Kommiſſare der Schulaufſichtsbehörde teil und find auf Ver— 
langen jederzeit zu hören. 

Diem Gemeindevorſtande bleibt es überlaſſen, den Stadtarzt und andere 
Gemeindebeamte zu den Sitzungen der Schuldeputation mit beratender Stimme 
abzuordnen. 
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Den Stadtgemeinden bleibt es überlaſſen, durch Gemeindebeſchluß mit 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde die Zahl der in Nr. 1 bis 4 bezeichneten 
Mitglieder abweichend feſtzuſetzen. Wenn die Zahl der zu Nr. 3 bezeichneten 
Mitglieder auf vier oder mehr feſtgeſetzt wird, ſo müſſen darunter wenigſtens zwei 
Rektoren oder Lehrer ſein. In dieſem Falle können an Stelle der Lehrer auch 
Lehrerinnen gewählt werden. Wählbar ſind die Lehrerinnen, die an einer der 
Schuldeputation unterſtellten Schule angeſtellt ſind. 

II. Die Mitglieder aus dem Gemeindevorſtande (Beigeordneten, Schöffen 
uſw.) und aus ihrer Zahl der Vorſitzende werden vom Bürgermeiſter ernannt. 
Der Bürgermeiſter iſt befugt, außerdem jederzeit ſelbſt in die Schuldeputation 
einzutreten und den Vorſitz mit vollem Stimmrechte zu übernehmen. 

Die Mitglieder aus der Stadtverordnetenverſammlung werden von dieſer 
gewählt; die des Erziehungs- und Volksſchulweſens kundigen Perſonen werden 
von den der Schuldeputation angehörigen Mitgliedern des Gemeindevorſtandes 
(Beigeordneten, Schöffen uſw.) und der Stadtverordnetenverſammlung (Bürger— 
vorſteher uſw.) gewählt. 

Die in I Nr. 2, 3 und 5 bezeichneten Mitglieder der Schuldeputation 
bedürfen der Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde. 

Wird eine Perſon, welcher die Beſtätigung verſagt iſt, wiedergewählt, ſo 
iſt, falls die Stelle nicht unbeſetzt bleiben kann und eine Erſatzwahl binnen einer 
zu beſtimmenden Friſt nicht erfolgt, die Schulaufſichtsbehörde befugt, einen 
Erſatzmann zu ernennen. f 

Die Wahlen erfolgen auf die Dauer von ſechs Jahren. In betreff der 
Verpflichtung zur Übernahme der Stellen gelten die für unbeſoldete Gemeinde— 
ämter beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. Die Gewählten ſind berechtigt, ihr 
Amt nach drei Jahren niederzulegen. Die Beſchlüſſe der Schuldeputation werden 
nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor— 
ſitzenden den Ausſchlag. Die Beſchlußfaſſung kann gültig nur erfolgen, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen iſt; wird die Schuldeputation zum 
zweitenmal zur Beratung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, ſo ſind 
die erſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Anzahl beſchlußfähig. Bei 
der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hin— 
gewieſen werden. An Verhandlungen und Beſchlüſſen über Gegenſtände, an 
welchen einzelne Mitglieder perſönlich intereſſiert ſind, dürfen dieſe nicht teilnehmen. 

Die weiteren Beſtimmungen über die Vornahme der Wahlen der in I 
Nr. 3 und I Abſ. 4 bezeichneten Mitglieder und über die Geſchäftsführung der 
Schuldeputation werden von dem Gemeindevorſtande getroffen und unterliegen 
der Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde. 

III. Ein Mitglied der Schuldeputation, das die Pflichten verletzt, die ihm 
als ſolchem obliegen, oder das ſich durch ſein Verhalten inner- oder außerhalb 
ſeiner Tätigkeit als Mitglied der Schuldeputation der Achtung, des Anſehens 
oder des Vertrauens, welche die Zugehörigkeit zu einer Schuldeputation erfordert, 
unwürdig macht oder gemacht hat, kann, wenn es zu den in I Nr. 2 bis 5 
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bezeichneten Perſonen gehört, von der Zugehörigkeit zur Schuldeputation durch 
Verfügung der Schulaufſichtsbehörde ausgeſchloſſen werden. Gegen dieſe Ver⸗ 
fügung ſteht dem Mitgliede binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungs— 
ſtreitverfahren beim Bezirksausſchuſſe zu. 

IV. Wo bisher zur Erledigung einzelner Geſchäfte (Einſchulung uſw.) und 
für die beſonderen Geſchäfte einzelner oder mehrerer Volksſchulen beſondere 
Kommiſſionen unter Leitung der Schuldeputation eingeſetzt ſind, kann es nach 
Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden dabei ſein Bewenden behalten. Auch können 
ſolche Kommiſſionen durch Gemeindebeſchluß neugebildet werden. 

Auf den Ausſchluß der Kommiſſionsmitglieder und der gemäß § 5 Abſ. 6 
beſtellten Mitglieder finden die Beſtimmungen unter III entſprechende Anwendung. 


$ 45. 

Durch einen Gemeindebeſchluß, welcher der Genehmigung der Schulauf⸗ 
ſichtsbehörde bedarf, können als Organe der Schuldeputation für eine oder 
mehrere Volksſchulen Schulkommiſſionen eingeſetzt werden, welche die beſonderen 
Intereſſen dieſer Schulen wahrzunehmen, in Ausübung der Schulpflege die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Schule und Eltern zu fördern haben und berechtigt find, An— 
träge an die Schuldeputation zu ſtellen, auch verpflichtet ſind, deren Aufträge 
auszuführen. 

Die Schulkommiſſionen beſtehen aus dem Bürgermeiſter oder einem vom 
Bürgermeiſter ernannten Magiſtratsmitgliede (Beigeordneten, Schöffen uſw.) oder 
Kommiſſionsmitglied als Vorſitzenden, dem etwa vorhandenen Ortsſchulinſpektor, 
dem nach dem Dienſtrange vorgehenden oder ſonſt dem dienſtälteſten Ortspfarrer 
der evangeliſchen Landeskirche oder der katholiſchen Kirche, oder, ſofern für jede 
Schule eine Kommiſſion eingeſetzt iſt, dem nach dem Dienſtrange vorgehenden 
oder ſonſt dem dienſtälteſten der Pfarrer, zu deren Pfarreien die Schulkinder 
gehören, ferner einem von der Schuldeputation zu ernennenden Rektor (Haupt⸗ 
lehrer) oder Lehrer (Lehrerin) der betreffenden Volksſchule (Volksſchulen), endlich 
mehreren Mitgliedern, die von der Schuldeputation aus der Zahl der zu den 
Schulen des betreffenden Schulbezirkes gewieſenen Einwohner gewählt werden. 
Für Schulen, die ausſchließlich mit Lehrern einer Konfeſſion beſetzt ſind, ſind 
nur Einwohner derſelben Konfeſſion wählbar. Wegen Eintritts eines anderen 
Geiſtlichen finden die Vorſchriften des H 44 J Nr. 4, betreffs des Ausſchluſſes 
von Mitgliedern die Beſtimmungen des § 44 III entſprechende Anwendung. 

5 Wo derartige Organe unter oder neben einer Schuldeputation oder ohne 
eine ſolche ſchon bisher in Städten beſtehen, in denen die Volksſchullaſt den 
bürgerlichen Gemeinden obliegt, hat es dabei ſein Bewenden, vorbehaltlich der 
anderweiten Ordnung ihrer Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit nach den in 
Abſ. 1 und 2 gegebenen Vorſchriften. Die Aufhebung einer Schulkommiſſion 
erf nur aus erheblichen Gründen mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
erfolgen. 
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Die näheren Anweiſungen über die Zuſtändigkeit und die Geſchäftsführung 
der Schulkommiſſionen werden von dem Gemeindevorſtande getroffen. Sie be— 
dürfen der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

Kommt ein gültiger Gemeindebeſchluß im Falle des Abſ. 3 nicht zuſtande 
oder erläßt der Gemeindevorſtand nicht die Anweiſung (Ab. 4), fo beſchließt die 
Schulaufſichtsbehörde über die Zuſammenſetzung, Zuſtändigkeit und Geſchäfts— 
führung der Schulkommiſſionen. 


2. Landgemeinden und Gutsbezirke. 
§ 46. 

Die Feſtſtellung des Schulhaushalts, die Bewilligung der für die Schule 
erforderlichen Mittel, die Rechnungsentlaſtung und die vermögensrechtliche Ver— 
tretung nach außen erfolgt in Landgemeinden, welche einen eigenen Schulverband 
bilden, durch deren verfaſſungsmäßige Organe nach Maßgabe der Landgemeinde— 
ordnungen, in Gutsbezirken, die einen eigenen Schulverband bilden, durch den 
Gutsvorſteher, im Falle des § 8 Abſ. 2 durch eine zu dieſem Zwecke zu bildende 
Gutsvertretung. 

Die näheren Vorſchriften über die Zuſammenſetzung und Wahl der Guts— 
vertretung find in dem gemäß § 8 Abſ. 2 durch den Kreisausſchuß zu erlaſſenden 
Statute zu treffen. Auf die Befugniſſe, Beſchlußfaſſung und Geſchäftsführung 
der Gutsvertretung ſowie auf die Mitwirkung der Aufſichtsbehörden finden die 
in Landgemeinden für die Gemeindevertretung und Gemeindeverwaltung geltenden 
Vorſchriften Anwendung. Der Gutsvorſteher hat der Gutsvertretung gegenüber 
die Befugniſſe des Gemeindevorſtehers. b 

Die im § 35 Abſ. 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes dem Beſitzer des Gutes 
gegebene Klage ſteht im Falle des § 8 Abſ. 2 dem Gutsvorſteher zu. 


$ 47. 

In Landgemeinden, welche einen eigenen Schulverband bilden, iſt für die 
Verwaltung der der Gemeinde zuſtehenden Angelegenheiten der Volksſchulen aus— 
ſchließlich der im § 46 Abſ. 1 bezeichneten ein Schulvorſtand einzuſetzen. 

Der Schulvorſtand hat zugleich für die äußere Ordnung im Schulweſen 
zu ſorgen und die Verbindung zwiſchen Schule und Elternhaus zu pflegen. Die 
näheren Anweiſungen werden von der Schulaufſichtsbehörde getroffen. 

Der Schulvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher, in der Provinz 
Weſtfalen und in der Rheinprovinz außerdem dem Amtmann und Bürgermeiſter, 
einem von der Schulaufſichtsbehörde beſtimmten Lehrer der Schule und dem nach 
dem Dienſtrange vorgehenden oder ſonſt dem dienſtälteſten derjenigen Pfarrer der 
evangeliſchen Landeskirche und der katholiſchen Kirche, zu deren Pfarreien die 
Schulkinder gehören. Statt des genannten Pfarrers kann ein anderer Geiſtlicher 
eintreten, falls hierüber Einverſtändnis zwiſchen der Schulaufſichtsbehörde und 
der kirchlichen Oberbehörde beſteht. Auf den Eintritt des Rabbiners finden die 
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für die Schuldeputation gegebenen Vorſchriften ſinngemäß Anwendung. Umfaßt 
der Schulverband nur Schulen, die mit Lehrkräften ein und derſelben Konfeſſion 
beſetzt find, jo gehört weder der Pfarrer der anderen Konfeſſion noch der Rabbiner 
dem Schulvorſtand an. 

Endlich gehören zum Schulvorſtande zwei bis ſechs zu den Schulen des 
Schulverbandes gewieſene Einwohner. Die Feſtſetzung der Zahl der Mitglieder 
erfolgt durch Beſchluß der Gemeindeorgane. Die Wahl geſchieht durch die 
Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlungh. 

Die gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes ſowie der Rabbiner bedürfen 
der Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde. Die Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, 
das Beſtätigungsrecht auf die ihr nachgeordneten Organe zu übertragen. Der 
§ 44 J1 Abſ. 4 findet Anwendung. 

Betreffs des Ausſchluſſes von Mitgliedern des Schulvorſtandes finden die 
Beſtimmungen des § 44 III mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Kreisausſchuſſe ſtattfindet. 

Die Dauer der Amter, die Verpflichtung zur Annahme der Wahlen ſowie 
die Beſchlußfaſſung des Schulvorſtandes richtet ſich nach den Vorſchriften des 
§ 44 IT Abſ. 5, jedoch mit der Maßgabe, daß die gewählten Mitglieder zur Nieder- 
legung ihres Amtes nach dreijähriger Amtsführung nur bei dem Vorhandenſein 
eines der Entſchuldigungsgründe berechtigt find, welche im § 65 Abf. 2 der Land— 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891 (Geſetz-Samml. S. 233) aufgeführt find. 

Der Vorſitzende des Schulvorſtandes wird von der Schulaufſichtsbehörde 
in der Regel aus der Zahl der Mitglieder des Schulvorſtandes beſtimmt. Eine 
Teilung des Vorſitzes nach Geſchäftszweigen iſt zuläſſig. 

Der Ortsſchulinſpektor iſt, ſoweit er nicht Mitglied iſt, berechtigt, an den 
Sitzungen des Schulvorſtandes teilzunehmen, und muß zu dieſen eingeladen 
werden. Er iſt auf Verlangen jederzeit zu hören. 

In Landgemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern kann auf Beſchluß 
der Gemeindeorgane eine Schuldeputation eingeſetzt werden, auf deren Zuſammen— 
ſetzung und Zuſtändigkeit die §§ 43 bis 45 ſinngemäß Anwendung finden. In 
gleicher Weiſe können in Landgemeinden mit mehr als 3.000 Einwohnern Schul- 
deputationen, jedoch nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde, eingerichtet 
werden. f 

In Gutsbezirken, die einen eigenen Schulverband bilden, iſt im Falle des 
$ 8 Abſ. 2 ein Schulvorſtand zu bilden, auf deſſen Befugniſſe und Zuſammen— 
ſetzung die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 9 mit der Maßgabe Anwendung finden, 
daß die Zahl der Mitglieder in dem Statute feſtgeſetzt wird und daß die Wahl 
durch die Gutsvertretung erfolgt. 

In Gutsbezirken der im $ 8 Abſ. 1 bezeichneten Art beſtimmt der Guts— 
vorſteher die Zahl der aus den Einwohnern des Schulverbandes zu entnehmenden 
Mitglieder und ernennt ſie. Die ernannten Mitglieder bedürfen der Beſtätigung 
der Schulaufſichtsbehörde. Im übrigen finden die Beſtimmungen der Abſ. 2 bis 9 
Anwendung 
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$ 48. 

In Landgemeinden (Gutsbezirken), welche neben lediglich mit evangeliſchen 
Lehrkräften beſetzten Schulen ſolche mit nur katholiſchen Lehrkräften beſetzte oder 
neben der einen oder anderen Art Schulen der im § 36 Abſ. 1 erwähnten 
Gattung unterhalten, iſt unter Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde zur Wahr— 
nehmung der im § 47 Abſ. 2 bezeichneten Geſchäfte für jede einzelne Schule oder 
für mehrere Schulen derſelben Art als Organ des Schulvorſtandes eine beſondere 
Schulkommiſſion einzuſetzen, auf welche die Vorſchriſten des § 47 Abi. 3 bis 9 
ſinngemäß Anwendung finden. 


3. Geſamtſchulverbände. 


§ 49. 
Die Verwaltung der im § 43 Abſ. 1 und 2 und § 47 Abſ. 2 bezeichneten 
Angelegenheiten erfolgt in Geſamtſchulverbänden durch den Schulvorſtand und 
den Verbandsvorſteher. Letzterer iſt die ausführende Behörde. 


$ 50. 

Der Schulvorſtand beſteht aus Vertretern der zum Schulverbande gehörigen 
Gemeinden und Gutsbezirke. Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk ſind wenigſtens 
durch einen Abgeordneten zu vertreten. Die Geſamtzahl der Vertreter muß 
mindeſtens drei betragen. 

Das Verhältnis, in welchem die zum Schulverbande gehörigen Gemeinden 
und Gutsbezirke im Schulvorſtande zu vertreten ſind, und das den Vertretern 
beizulegende Stimmrecht bemißt ſich nach dem Geſamtbetrage der von den Ge— 
meinden und Gutsbezirken für die Verbindlichkeiten des Schulverbandes zu ent⸗ 
richtenden Abgaben. Mit dieſer Maßgabe beſchließt über die Zahl der Vertreter, 
das ihnen beizulegende Stimmrecht und ihre Verteilung auf die Gemeinden und 
Gutsbezirke mangels einer Einigung der Beteiligten für einen Zeitraum von je 
fünf Jahren der Kreisausſchuß, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 
Verſchieben ſich in der Zwiſchenzeit die für die Verteilung maßgebenden Verhältnis— 
ziffern in erheblichem Umfange, jo iſt der Beſchluß des Kreisausſchuſſes (Bezirks— 
ausſchuſſes) von Amts wegen oder auf Antrag eines Beteiligten auch vor Ablauf 
der fünf Jahre erneut zu prüfen. 

Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt durch den Gemeindevorſteher 
oder ſeinen Stellvertreter und durch andere von der Gemeindevertretung (Gemeinde— 
verſammlung) aus den zum Schulbezirke des Verbandes gehörigen Einwohnern 
zu wählende Abgeordnete. Die Vertretung der Stadtgemeinden erfolgt durch 
den Bürgermeiſter oder den Beigeordneten (zweiten Bürgermeiſter) oder ein ſonſtiges 
Magiſtratsmitglied und durch andere von der Stadtverordnetenverſammlung 
gleicherweiſe zu wählende Abgeordnete. Wählbar ſind nur die zur Übernahme 
des Amtes als Gemeindeverordnete (Gemeindeausſchußmitglieder, Stadtverordnete) 
befähigten Perſonen. 
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Die dem Gutsbezirke zuſtehenden Stimmen werden vom Gutsbeſitzer oder 
deſſen Beauftragten geführt. Der Gutsbeſitzer kann auch eine der ihm zuſtehenden 
Stimmenzahl entſprechende Anzahl von Vertretern ernennen. Im Falle des 
$ 8, Abſ. 2 iſt über die Führung der dem Gutsbezirke zuſtehenden Stimmen in 
dem vom Kreisausſchuſſe zu erlaſſenden Statute mit der Maßgabe Beſtimmung 
zu treffen, daß das Stinnnrecht tunlichſt der Beitragspflicht angepaßt wird. 

Abweichungen von den vorſtehenden Beſtimmungen können auf Antrag 
eines Beteiligten (Gemeinde, Gutsbezirk) durch den Kreisausſchuß, ſofern eine 
Stadt beteiligt iſt, durch den Bezirksausſchuß feſtgeſetzt werden. Die Feſtſetzung 
unterliegt der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

Auf den Eintritt der Geiſtlichen, Rabbiner und Lehrer finden die Vor— 
ſchriften des H 47 Abſ. 3 ſinngemäß Anwendung. 

Die gewählten und die vom Gutsbeſitzer ernannten Mitglieder des Schul— 
vorſtandes ſowie der Rabbiner bedürfen der Beſtätigung der Schulaufſichts— 
behörde. Die Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, das Beſtätigungsrecht auf die 
ihr nachgeordneten Organe zu übertragen. Der § 44 II Abi. 4 findet An⸗ 
wendung. 

Betreffs des Ausſchluſſes von Mitgliedern des Schulvorſtandes finden die 
Beſtimmungen des H 47 Abi. 6 Anwendung. 

Beſteht ein Verband lediglich aus Gutsbezirken, welche demſelben Guts— 
beſitzer gehören, und in denen eine Unterverteilung nach $ 8 Abſ. 2 nicht ſtatt— 
findet, jo ſteht die Verwaltung der im $ 43 Abſ. 1 und 2 bezeichneten Angelegen— 
heiten dem Gutsvorſteher zu und, falls mehrere Gutsvorſteher beteiligt ſind, 
dem vom Kreisausſchuſſe hierfür bezeichneten. Auf die Bildung und Zuſtändig— 
keit des Schulvorſtandes finden die Beſtimmungen im $ 47 letzter Abſatz ſinn— 
gemäß Anwendung. 

$ 51. 

Der Verbandsvorſteher ſowie ein Stellvertreter für ihn werden von der 
Schulaufſichtsbehörde aus der Zahl der Mitglieder des Schulvorſtandes ernannt. 
Iſt keine geeignete Perſönlichkeit im Schulvorſtande vorhanden, ſo wird von der 
Schulaufſichtsbehörde eine andere Perſönlichkeit kommiſſariſch mit den Geſchäften 
des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters betraut. Der kommiſſariſche Vor— 
figende hat in den Angelegenheiten der Feſtſtellung des Schulhaushalts, der 
Bewilligung der für die Schule erforderlichen Mittel und der Rechnungsentlaſtung 
kein Stimmrecht. 

Der Ortsſchulinſpektor iſt, ſoweit er nicht Mitglied iſt, befugt, an den 
Sitzungen des Schulvorſtandes teilzunehmen und muß zu dieſen zugezogen werden. 

In der Provinz Weſtfalen verſieht der Amtmann, in der Rheinprovinz 
der Bürgermeiſter das Amt des Verbandsvorſtehers für die in feinem Amte 
beziehungsweiſe ſeiner Bürgermeiſterei beſtehenden Geſamtſchulverbände. Erſtreckt 
Nic ein Schulverband über mehrere Amter oder Bürgermeiſtereien, jo beſtimmt 
der Landrat, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, der Regierungspräſident den zu— 
ſtändigen Amtmann oder Bürgermeiſter. 
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$ 52. 

Die Wahlen erfolgen auf die Dauer von ſechs Jahren. In betreff der 
Verpflichtung zur Übernahme der Stellen gelten die für unbeſoldete Gemeinde— 
ämter beſtehenden Vorſchriften. Die Gewählten ſind berechtigt, nach drei Jahren 
unter den im § 47 Abſ. 7 erwähnten Vorausſetzungen ihr Amt niederzulegen. 

Der Verbandsvorſteher und ſein Stellvertreter werden vor ihrem Amts— 
antritte von dem Landrat oder in ſeinem Auftrage vereidigt. 

Der ernannte Verbandsvorſteher hat den Erſatz ſeiner baren Auslagen 
und die Gewährung einer mit ſeiner amtlichen Mühewaltung in angemeſſenem 
Verhältniſſe ſtehenden Entſchädigung zu beanſpruchen. Ihre Aufbringung liegt 
dem Verband ob. 

Über die Feſtſetzung der baren Auslagen und der Entſchädigung des 
Verbandsvorſtehers und des kommiſſariſchen Vorſtehers beſchließt der Kreis— 
ausſchuß, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß auf Antrag der 
Beteiligten. 

Bezüglich der Dienſtvergehen der Verbandsvorſteher und der ſonſtigen 
Beamten des Geſamtſchulverbandes finden die für die Dienſtvergehen der Gemeinde— 
vorſteher, Bürgermeiſter uſw. geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


§ 53. 

Der Verbandsvorſteher bereitet die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes vor, 
beruft ihn, führt den Vorſitz in den Verſammlungen und bringt die Beſchlüſſe 
zur Ausführung. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit bei Anweſenheit von min— 
deſtens drei Mitgliedern gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorſitzenden den Ausſchlag. Kommt eine beſchlußfähige Verſammlung nicht 
zuſtande, ſo iſt eine zweite Sitzung anzuberaumen. Iſt auch dieſe beſchluß— 
unfähig, ſo hat der Verbandsvorſteher allein hinſichtlich der auf der Tages— 
ordnung ſtehenden Gegenſtände Anordnung zu treffen. An Verhandlungen und 
Beſchlüſſen, an welchen einzelne Mitglieder perſönlich intereſſiert ſind, dürfen 
dieſe nicht teilnehmen. Bei Beſchlüſſen über Angelegenheiten, betreffend die 
Feſtſtellung des Schulhaushalts, die Bewilligung der für die Schulen erforder— 
lichen Mittel und die Rechnungsentlaſtung, haben die im § 47 Abſ. 3 bezeich⸗ 
neten Lehrer und Geiſtlichen kein Stimmrecht. 

Beſchlüſſe des Schulvorſtandes, welche ſeine Befugniſſe überſchreiten oder 
die Geſetze, das Gemeinwohl oder das Intereſſe des Verbandes verletzen, hat 
der Verbandsvorſteher — entſtehendenfalls auf Anweiſung der Schulaufſichts— 
behörde — zu beanſtanden. Gegen die beanſtandende Verfügung ſteht dem 
Schulvorftande die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuſſe 
binnen zwei Wochen zu. 

Der Verbandsvorſteher vertritt den Schulverband nach außen. Urkunden, 
welche den Schulverband verpflichten, ſind von dem Verbandsvorſteher oder 
ſeinem Stellvertreter und einem Mitgliede des Schulvorſtandes zu vollziehen. 
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§ 54. 

Der Verbandsvorſteher hat die Leiſtungen für den Verband und die Schule 
nach den Geſetzen und den Beſchlüſſen des Schulvorſtandes auf die Gemeinden 
(Gutsbezirke) und Dritte, nach öffentlichem Rechte Verpflichtete, zu verteilen 
und wegen ihrer Einziehung und Abführung die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. ; 

Gegen die Veranlagung ſteht den Beteiligten binnen vier Wochen der 
Einſpruch zu. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 

1. die Verpflichtung der Zahlung von Fremdenſchulgeld ($ 6), 

2. die Heranziehung der einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke ſowie 
nach öffentlichem Rechte verpflichteter Dritter zu den Leiſtungen für 
den Verband und die Schule, 

beſchließt der Verbandsvorſteher. 

Gegen den Beſchluß findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungs— 
ſtreitverfahren ſtatt. 

Zuſtändig iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, ſofern eine Stadt be— 
teiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 

Beſchwerden und Einſprüche haben keine aufſchiebende Wirkung. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Beteiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte be 
gründeten Verpflichtungen zu Leiſtungen für den Verband und für die Schule. 

Der § 48 des Zuſtändigkeitsgeſetzes findet auf Geſamtſchulverbände An— 
wendung. Sofern eine Stadt beteiligt iſt, iſt nach den für Stadtſchulen gelten- 
den Vorſchriften zu verfahren. 

$ 55. 

In Geſamtſchulverbänden, welche neben lediglich mit evangeliſchen Lehr— 
kräften beſetzten Schulen ſolche mit nur katholiſchen Lehrkräften beſetzte oder neben 
der einen oder anderen Art Schulen der im § 36 Abſ. 1 erwähnten Gattung 
unterhalten, iſt zur Wahrnehmung der im $ 47 Abſ. 2 bezeichneten Geſchäfte 
für jede einzelne Schule oder für mehrere Schulen derſelben Art als Organ des 
Schulvorſtandes eine beſondere Schulkommiſſion einzuſetzen, auf die die Vor— 
ſchriften des $ 47 Abſ. 3 bis 9 ſinngemäß Anwendung finden. 


§ 56. 

Aus Gemeinden und Gutsbezirken oder Teilen von ſolchen beſtehende 
kommunale nachbarliche Verbände, welche anderen Zwecken dienen (Amtsverbände 
in Weſtfalen, Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz uſw.), können auf ihren 
Antrag, ſofern ſie nach ihrer Verfaſſung einen Vorſteher und eine Verbands— 
vertretung (Ausſchuß uſw.) haben, von der Schulaufſichtsbehörde im Einver— 
nehmen mit dem Regierungspräſidenten zu Geſamtſchulverbänden erklärt werden. 
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Auf dieſe finden in bezug auf die Verwaltung der Volksſchulangelegenheiten 
und die Aufbringung der hierzu erforderlichen Mittel die für Geſamtſchulverbände 
gegebenen Vorſchriften Anwendung, ſoweit nicht ihre Verfaſſung anderweit ge⸗ 
ordnet iſt. 
$ 57. 

Auf die Einrichtung von Schuldeputationen finden die Beſtimmungen des 
$ 47 Abſ. 10 ſinngemäß Anwendung. Gehört dem Geſamtſchulverband eine 
Stadt an, ſo iſt ſtets eine Schuldeputation einzurichten. - 


4. Gemeinſame Beſtimmungen (Lehrerberufung,. 
§ 58. 

Bis zum Erlaß eines allgemeinen Geſetzes über die Lehreranſtellung 
finden die folgenden Vorſchriften ($$ 58 bis 62) Anwendung: 

Die Rektoren, Hauptlehrer, Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen werden von der Schulaufſichtsbehörde unter der durch dieſes Geſetz 
geordneten Beteiligung der Schulverbände aus der Zahl der Befähigten an⸗ 
geſtellt. 

$ 59. 

Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen werden von 
der Gemeindebehörde aus der Zahl der Befähigten innerhalb einer von der 
Schulaufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt gewählt, jedoch erfolgt in Schul— 
verbänden mit 25 oder weniger Schulſtellen die Wahl aus drei von der Schul— 
aufſichtsbehörde als befähigt Bezeichneten. 

Das Wahlrecht wird ausgeübt: 

1. in Gemeinden, die einen eigenen Schulverband bilden, durch den Ge— 
meindevorſtand nach Anhörung der Schuldeputation oder des Schul— 
vorſtandes und der etwa vorhandenen Schulkommiſſion, beim Vor 
handenſein mehrerer Schulkommiſſionen derjenigen, für deren Schule 
die Anſtellung zunächſt erfolgen ſoll. In den Orten, wo ein 
kollegialer Gemeindevorſtand nicht beſteht, wird das Wahlrecht durch 
die Schuldeputation (Schulvorſtand) ausgeübt; 

in ſolchen Gutsbezirken und Geſamtſchulverbänden, auf welche die Be— 
ſtimmungen der §§ 8 Abſ. 1 und 50 Abi. 9 zutreffen, durch den 
Gutsbeſitzer nach Anhörung des Schulvorſtandes; 
3. in den übrigen Schulverbänden durch den Schulvorſtand (Schul— 
deputation § 57). 

Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch die Schulauffichtsbehörde 
und werden von ihr unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde für den Schul— 
3 angeſtellt. Die Beſtätigung darf nur aus erheblichen Gründen verſagt 
werden. 
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Verſagt die Schulaufſichtsbehörde die Beſtätigung, ſo fordert ſie unter 
Mitteilung hiervon zu einer anderweiten Wahl binnen einer von ihr zu be— 
ſtimmenden Friſt auf. 

Das Wahlrecht erliſcht für den betreffenden Fall, wenn die Friſten nicht 
innegehalten werden oder wenn die Schulaufſichtsbehörde zum zweitenmal die 
Beſtätigung des Gewählten verſagt. Die Anſtellung erfolgt in dieſem Falle un— 
mittelbar durch die Schulaufſichtsbehörde für den Schulverband. 


f $ 60. 

In Stellen, deren Inhabern Leitungsbefugniſſe zufteben (Rektoren, Haupt⸗ 
lehrern uſw.), ſind ſolche Lehrer zu berufen, welche den beſonderen, auf Geſetz 
oder rechtsgültigen Verwaltungsanordnungen beruhenden Vorausſetzungen ent— 
ſprechen. Hierbei hat eine angemeſſene Berückſichtigung auch der im Schuldienſt 
außerhalb des Schulverbandes angeſtellten und bewährten Lehrperſonen, ins— 
beſondere von Hauptlehrern und Präparandenlehrern zu erfolgen. 

Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde nach 
Anhörung der im § 59 Abſ. 2 bezeichneten Organe. 


§ 61. 

In den einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden, in welchen 
bisher die bürgerliche Gemeinde Trägerin der Schullaſt geweſen iſt, und die 
Gemeindeorgane ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung der 
Lehrkräfte beſeſſen oder eine ſolche weitergehende Mitwirkung bei der Berufung 
ausgeübt haben, bewendet es hierbei. Dasſelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden und unter § 8 Abſ. 1 fallenden Gutsbezirken ſowie 
in den unter die Beſtimmungen des § 50 Abſ. 9 fallenden Geſamtſchulver⸗ 
bänden hinſichtlich des bisher dem Gutsherrn zuſtehenden Rechtes auf weitergehende 
Mitwirkung bei der Berufung von Lehrkräften mit der Maßgabe ſtatt, daß 
dieſes Recht durch den Gutsbeſitzer ausgeübt wird; ebenſo in den nach § 24 
aufgehobenen Schulgemeinden (Sozietäten), die ein Recht auf weitergehende Mit⸗ 
wirkung bei der Berufung der Lehrkräfte beſeſſen oder eine ſolche Mitwirkung 
ausgeübt haben, und in den Geſamtſchulverbänden, denen eine ſolche bürgerliche 
Gemeinde angehört. In den beiden letzteren Fällen geht das Mitwirkungsrecht 
auf den nach dieſem Geſetze gebildeten Schulverband mit der Maßgabe über, daß 
es durch die im § 59 Abſ. 2 bezeichneten Organe ausgeübt wird. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften finden keine Anwendung, wenn die weitergehende Mitwirkung bei der 
Berufung der Lehrkräfte von der Schulaufſichtsbehörde nur unter Vorbehalt zu— 
gelaſſen worden iſt, oder wenn gegen ſie innerhalb der Zeit vom 1. Januar 1900 
bis zum 1. Januar 1905 von der Schulaufſichtsbehörde Widerſpruch erhoben 
worden iſt. 

Darüber, ob die Vorausſetzungen von Abſ. 1 Satz 1 vorliegen, beſchließt 
die Schulaufſichtsbehörde. Gegen deren Beſchluß ſteht den Beteiligten binnen 
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3 Monaten bei dem Kreisausſchuſſe, ſofern eine Stadt beteiligt iſt, bei dem Be⸗ 
zirksausſchuſſe die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

Hinſichtlich der Beſtätigung, der Ausfertigung der Ernennungsurkunde 
und der Anſtellung finden die Beſtimmungen des § 59 Abſ. 3 bis 5 ſinngemäß 
Anwendung. 

$ 62. 

Die Ausübung des Wahlrechts, des Berufungs- (Vorſchlags- uſw.) Rechts 
oder die Anhörung ($$ 59, 60 und 61) findet nicht ſtatt, wenn die Beſetzung 
der Stelle durch Verſetzung im Intereſſe des Dienſtes ($ 87 Nr. 1 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852, Geſetz⸗-Samml. ©. 465) erfolgt. 

Den ohne Mitwirkung des Berechtigten angeſtellten Lehrkräften wird eine 
Vergütung für Umzugskoſten aus der Staatskaſſe gewährt. Die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über die Höhe der Vergütung werden durch ein von dem Unterrichts⸗ 
miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter zu erlaſſendes Regulativ getroffen. 

Wo mit dem Schulamt ein kirchliches Amt vereinigt iſt, wird an dem 
beſtehenden Rechte hinſichtlich der Berufung zu dem kirchlichen Amte nichts 
eändert. 

i Das Verfahren bei der Verwendung nicht voll oder auftragsweiſe be⸗ 
ſchäftigter Lehrkräfte wird durch ein vom Unterrichtsminiſter zu erlaſſendes Re⸗ 
gulativ geordnet. 


Sechſter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und übergangsvorſchriften. 
§ 63. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen treten außer Kraft, 
mögen fie in allgemeinen Geſetzen, in Provinzialrechten, Bezirks-, Orts- oder 
Schulverfaſſung, Herkommen, Gewohnheitsrecht oder in allgemeinen auf Grund 
der Geſetze getroffenen Anordnungen beruhen. Auch werden alle bisherigen 
Rechte zur Ernennung, Anſtellung, Berufung, Wahl oder Präſentation von 
Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen, ſoweit ſie mit dieſem 
Geſetz in Widerſpruch ſtehen, aufgehoben ohne Unterſchied, ob ſie auf Geſetz, 
Gewohnheitsrecht, Herkommen oder auf beſonderen Rechtstiteln beruhen. 


8 64. 
Die fortdauernde Geltung der Vorſchriften des Geſetes vom 6. Juli 1885, 
betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 


14. i 1888 
Voltsſchulen (Geſetz-Samml. S. 298), des Geſetzes vom . 1889 / be 
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treffend die Erleichterung der Volksſchullaſten (Geſetz-Samml. S. 40 des 
Geſetzes vom 27. Juni 1890, betreffend die Fürſorge für die Waiſen der 
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Lehrer an öffentlichen Volksſchulen (Geſetz-Samml. S. 211), des Geſetzes vom 
23. Juli 1893, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen (Geſetz-Samml. S. 194), des Geſetzes vom 3. März 
1897, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an öffent⸗ 
lichen Volksſchulen (Geſetz-Samml. S. 25), des Geſetzes vom 4. Dezember 1899, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an öffentlichen 
Volksſchulen (Geſetz-Samml. S. 587), wird durch dieſes Geſetz nur inſoweit be⸗ 
rührt, als an die Stelle der bisher zur Aufbringung des Dienſteinkommens, 
des Ruhegehalts, des Witwen- und Waiſengeldes, der Beiträge zu den Alters— 
zulagekaſſen, Ruhegehaltskaſſen, Witwen- und Waiſenkaſſen uſw. verpflichteten 
Schulverbände, Schulſozietäten, Gemeinden und Gutsbezirke die nach dieſem 
Geſetze gebildeten Schulverbände treten. 


8 65. 

Soweit in dieſem Geſetze nichts anderes beſtimmt iſt, bleiben die der Schul— 
aufſichtsbehörde und den Schulverbänden nach dem bisherigen Rechte zuſtehenden 
Befugniſſe unberührt. 

Die Aufhebung öffentlicher Volksſchulen bedarf der Genehmigung des 
Unterrichtsminiſters oder erfolgt auf ſeine Anordnung. 


§ 66. 

Soweit den beſtehenden Schuldeputationen und Schulvorſtänden außerhalb 
des Gebiets des öffentlichen Voltsſchulweſens bisher auf Grund von Beſchlüſſen 
der Schulverbände die Verwaltung anderweiter Schulangelegenheiten zugeſtan⸗ 
den hat, können ſolche durch Beſchluß der Schulverbände auch den auf Grund 
dieſes Geſetzes gebildeten Schuldeputationen und Schulvorſtänden übertragen 
werden. 

Soweit den beſtehenden Schuldeputationen und Schulvorſtänden außerhalb 
des Gebiets des öffentlichen Volksſchulweſens bisher auf Grund der Geſetze oder 
der Anordnungen der Staatsbehörden Schulaufſichtsbefugniſſe zugeſtanden haben, 
iſt die Schulaufſichtsbehörde berechtigt, dieſe fortan ſelbſt auszuüben oder auf die 
ihr nachgeordneten Organe oder bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung den 
nach dieſem Geſetze gebildeten Schuldeputationen und Schulvorſtänden ganz oder 
teilweiſe zu übertragen. 

867. 


Dr} 


In dem vormaligen Fürſtentume Hohenzollern-Hechingen werden die Schul— 
verbände der Ruhegehaltskaſſe für den Regierungsbezirk Sigmaringen angeſchloſſen. 


§ 6s. 
Der § 18 des Hannoverſchen Geſetzes, das chriſtliche Volksſchulweſen be⸗ 
treffend, vom 26. Mai 1845 (Hannov. Geſetz-Samml. I S. 465) und der § 42 
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der Lauenburgiſchen Landſchulordnung vom 10. Oktober 1868 (Offizielles Wochen— 


blatt für das Herzogtum Lauenburg 1868 S. 441 flg.) werden aufgehoben. 


§ 69. 

Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf Garniſonſchulen ſowie auf 
Schulen, welche mit Anſtalten verbunden ſind, die anderen Zwecken als denen 
der öffentlichen Volksſchule dienen, und ſolche Schulen „die ſeitens des Staates 
aus national-politiſchen Rückſichten lediglich aus Staatsmitteln errichtet und bis⸗ 
her unterhalten worden ſind. 


1 § 70. 
＋ „us Auf die Provinzen Weſtpreußen und Poſen findet dieſes Geſetz keine 
an, 433: Anwendung. 
48 § 71. 


Das Geſetz tritt mit dem 1. April 1908 in Kraft. 

Indeſſen iſt ſchon vor dieſem Termine mit der Bildung der Schulverbände 
und ihrer Organe und mit der Regelung ihrer Vermögensverhältniſſe ſo recht— 
zeitig vorzugehen, daß die Schulverbände die aus dieſem Geſetze ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten am 1. April 1908 übernehmen können. 

Die Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts— (Beſchluß⸗) Behörden üben 
dabei die ihnen nach dieſem Geſetze zuſtehenden Befugniſſe aus. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Odde, an Bord des Dampfers „Hamburg“, den 28. Juli 1906. 


(L. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
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